
 

 

Vertragsbedingungen – Werbevertrag für Bannerschaltung 
Geltungsbereich 
Diese Vereinbarung gibt den Inhalt der vertraglichen Abreden zwischen den Vertragspart-
nern abschließend wieder. Nebenabreden, auch mündlicher Art, wurden nicht getroffen. 
Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der Vertragspartner gelten nicht.  

 
Leistung der Auftragnehmerin 

Die Leistung der Auftragnehmerin besteht in der Schaltung einer elektronischen Anzeige 
(Banner) auf einer dafür vorgesehenen Internetseite der angegebenen Domain. Die An-
zeige wird den jeweiligen Besuchern dieser Internetseite angezeigt.  

Das Banner ist technisch in die Seite als Bilddatei mit Hyperlink eingebunden. Der Hyper-
link verweist auf die vom Auftraggeber angegebene Internet-Domain. 

Die Auftragnehmerin gewährleistet eine Erreichbarkeit ihrer Internetpräsenz von 97 % im 
Jahresmittel. Hiervon ausgenommen sind Zeiten der Nichterreichbarkeit im Fall von War-
tungsarbeiten und Umständen, die nicht im Einflussbereich der Aufragnehmerin liegen, 
insbesondere höhere Gewalt, Stromausfall oder Leitungsunterbrechungen. 

 
Pflichten des Auftraggebers – Veröffentlichung des Werbebanners und des Hyperlinks 

Der Auftraggeber hat der Auftragnehmerin das einzubindende Grafikbanner entsprechend 
des vereinbarten Bildformats in weiterverarbeitbarer elektronischer Form spätestens zehn 
Tage vor Beginn des vereinbarten Veröffentlichungszeitraums zur Verfügung zu stellen.  

Das Banner darf keine dynamischen Bestandteile wie bewegte Bildsequenzen enthalten.  

Die Inhalte des Werbebanners sowie die Internetpräsenz, auf die mittels Hyperlink von der 
Internetseite der Auftragnehmerin verwiesen wird, dürfen nicht gegen geltende Gesetze 
verstoßen oder Rechte Dritter verletzen. Sie dürfen keine jugendgefährdenden Inhalte 
aufweisen, ohne hinreichend gegen eine Kenntnisnahme von Jugendlichen unter 
18 Jahren gesichert zu sein, oder die sonst verboten sind, insbesondere Daten kinderpor-
nographischen oder politisch radikal propagandistischen Inhalts.  

Die Auftragnehmerin prüft die Zulässigkeit der Einhaltung der in Ziff. 3.3. genannten Ver-
pflichtung des Auftraggebers nicht. Jedoch behält sie sich bei Verstößen gegen Ziff. 3.3 
vor, das Werbebanner nicht zu veröffentlichen und einen Hyperlink nicht zu setzen bzw. 
beides nachträglich zu entfernen. Hiervon wird sie den Auftraggeber unverzüglich unter-
richten.  

Sollten Dritte die Auftragnehmerin auf unzulässige Inhalte des Banners oder Unterlas-
sungsansprüche gegenüber ihr geltend machen, ist die Auftragnehmerin ebenfalls berech-



tigt, das Banner und den Hyperlink von ihrer Internetseite zu entfernen. Sie wird den Auf-
traggeber unverzüglich hiervon unterrichten. Die Auftragnehmerin wird das Banner und 
den Hyperlink nach eigenem Ermessen wieder veröffentlichen. Sie ist jedoch zur Veröf-
fentlichung verpflichtet, wenn der Auftraggeber ihr eine schriftliche Einverständniserklä-
rung des jeweiligen Dritten zur Veröffentlichung oder ein rechtskräftiges Urteil, das die 
Veröffentlichung für zulässig erklärt, nachweist. 

Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Auftragnehmerin von jeder Haftung Dritten gegenü-
ber und von sämtlichen sonstigen Schäden und Aufwendungen freizuhalten, die darauf 
beruhen, dass das Werbebanner des Auftraggebers und der auf eine Internetseite verwei-
sende Hyperlink Rechte Dritter oder gesetzliche Vorschriften verletzt.  

Zahlungsbedingungen 

Das vom Auftraggeber für die Schaltung des Banners zu entrichtende Entgelt ist zum ers-
ten Tag des vereinbarten Veröffentlichungszeitraums fällig. Es gelten die gesetzlichen Re-
gelungen betreffend den Zahlungsverzug.  

Soweit der Auftraggeber keine Einzugsermächtigung erteilt hat, hat er das zu entrichtende 
Entgelt so rechtzeitig auf das Bankkonto der Auftragnehmerin zu zahlen, dass sie am ers-
ten Tag des vereinbarten Veröffentlichungszeitraums hierüber verfügen kann. 

 
Ansprüche wegen Mängeln 

Soweit das Werbebanner bzw. der Hyperlink im Veröffentlichungszeitraum teilweise nicht 
veröffentlicht war, wird die Auftragnehmerin die Veröffentlichung unmittelbar nach Ende 
des Veröffentlichungszeitraums noch für die Zeit aufrechterhalten, die zur Erreichung des 
vereinbarten Veröffentlichungszeitraums erforderlich ist. Der Auftraggeber kann eine antei-
lige Herabsetzung des vereinbarten Entgelts für jeden Tag der Nichtveröffentlichung ver-
langen, wenn er an einer Verlängerung des Veröffentlichungszeitraums nachweislich kein 
Interesse hat. Die Regelungen dieser Ziffer gelten nicht, wenn die Nichtveröffentlichung 
auf einem Verstoß gegen Ziff. 3.3. beruht. 

Haftung 

Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen nichts ande-
res ergibt, haftet die Auftragnehmerin bei einer Verletzung von vertraglichen und außer-
vertraglichen Pflichten nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.  

Auf Schadensersatz haftet die Auftragnehmerin – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet die Auftragnehmerin 
nur  für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,  

für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in die-



sem Fall ist die Haftung der Auftragnehmerin jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

Die sich aus Ziff. 6.2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit die Auf-
tragnehmerin einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie übernommen hat.  

Soweit eine Schadensersatzhaftung gegenüber der Auftragnehmerin ausgeschlossen oder 
eingeschränkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaftung 
ihrer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen.  

Erfüllungsort – Rechtsformwahl – Gerichtsstand 

Soweit sich aus dem Vertrag nichts anderes ergibt, ist Erfüllungs- und Zahlungsort Braun-
schweig.  

Es gilt deutsches Recht. Unberührt bleiben zwingende Bestimmungen des Staates, in dem 
der Auftraggeber seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Ausschließlicher Gerichtsstand ist bei Verträgen mit Kaufleuten, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen das für Braunschweig zu-
ständige Gericht.  

 
Stand: 12/2009 

 


